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Entscheidungsvorschläge zu Hinweisen/Einwendungen im Bauleitplanverfahren 
 
 
BEZEICHNUNG DER MAßNAHME: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Börgerwald Ortsmitte“, Gemeinde Surwold 
 
VERFAHRENSGANG:    Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 
Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben keine Bedenken oder Anregungen  
zur Planung vorgetragen: 
 
1. Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH, Hannover vom 03.05.2022 
2. Wasserverband Hümmling, Werlte vom 03.05.2022 
3. Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Aschendorf vom 21.04.2022 
4. Forstamt Weser-Ems, Osnabrück vom 21.04.2022 
5. Handwerkskammer Osnabrück - Emsland - Grafschaft Bentheim, Osnabrück vom 19.04.2022 
6. Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Ems-Nordsee, Meppen vom 14.04.2022 
7. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Lingen vom 30.03.2022 
8. Gemeindeverwaltung Börger, Börger vom 29.03.2022 
9. EWE NETZ GmbH, Oldenburg vom 29.03.2022 
10. TenneT TSO GmbH, Lehrte vom 25.03.2022 
11. Samtgemeinde Dörpen, Dörpen vom 24.03.2022 
12. Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Meppen vom 24.03.2022 
13. Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege - Abteilung Archäologie - , Oldenburg vom 09.05.2022 
 
 
 
 
 
 
  

Anlage A 
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Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben Bedenken  
oder Anregungen/Hinweise zur Planung vorgetragen: 
 
 
 
1. Stellungnahme: Landkreis Emsland, Meppen 
Datum: 27.04.2022 
 
Inhalt 
Zum Entwurf der o. g. Bauleitplanung nehme ich als Träger öffentlicher Belange wie 
folgt Stellung: 
 
Abfallwirtschaft 
 
Zu den Planungsunterlagen wird folgender Hinweis gegeben: 
Die Zufahrt zu Abfallbehälterstandplätzen ist nach den geltenden Arbeitsschutzvor-
schriften so anzulegen, dass ein Rückwärtsfahren von Abfallsammelfahrzeugen 
nicht erforderlich ist. 
 
Die Befahrbarkeit des Plangebietes mit 3-achsigen Abfallsammelfahrzeugen ist 
durch ausreichend bemessene Straßen und geeignete Wendeanlagen gemäß den 
Anforderungen der Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt in der aktuel-
len Fassung Ausgabe 2006) zu gewährleisten. An Abfuhrtagen muss die zum Wen-
den benötigte Fläche der Wendeanlage von ruhendem Verkehr freigehalten wer-
den. Das geplante Rückwärtsfahren und das Befahren von Stichstraßen ohne 
Wendemöglichkeit ist für Entsorgungsfahrzeuge bei der Sammelfahrt nicht zulässig. 
 
Am Ende von Stichstraßen (Sackgassen) sollen in der Regel geeignete Wendean-
lagen eingerichtet werden. Sofern in Einzelfällen nicht ausreichend dimensionierte 
Wendeanlagen angelegt werden können, müssen die Anlieger der entsprechenden 
Stichstraßen ihre Abfallbehälter an der nächstliegenden öffentlichen, von den 
Sammelfahrzeugen zu befahrenden Straße zur Abfuhr bereitstellen. Dabei ist zu 
beachten, dass geeignete Stellflächen für Abfallbehälter an den ordnungsgemäß zu 
befahrenden Straßen eingerichtet werden und dass die Entfernungen zwischen den 
jeweils betroffenen Grundstücken und den Abfallbehälterstandplätzen ein vertretba-
res Maß (i. d. R. ≤ 80 m) nicht überschreiten. 
 

 
Entscheidungsvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Befahrbarkeit des Plangebietes mit dreiachsigen Abfallsammelfahr-
zeugen ist durch die Festsetzung von ausreichend bemessenen öffent-
lichen Verkehrsflächen zur Herstellung von Erschließungsstraße ge-
währleistet. 
Durch die Planungen der vorliegenden 2. Änderung der Ursprungspla-
nung werden die Belange der Abfallwirtschaft nicht beeinträchtigt.  
Es ist gewährleistet, dass die Abfallbehälter an der nächstliegenden 
öffentlichen, von den Sammelfahrzeugen zu befahrenden Straße zur 
Abfuhr bereitgestellt werden können. 
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Brandschutz 
 
Gegen die genannte Bauleitplanung bestehen aus brandschutztechnischer Sicht 
keine Bedenken, wenn die erforderlichen Maßnahmen zur Sicherstellung des ab-
wehrenden Brandschutzes bei der Ausführung wie folgt beachtet werden: 
 

• Für sämtliche geplanten Maßnahmen ist die Löschwasserversorgung ge-
mäß Arbeitsblatt W 405 zu beachten. 

 
• Die Vorgaben der §§ 1 und 2 DVO-NBauO sind zu beachten und umzuset-

zen. 
 

• Die erforderlichen Straßen sind vor Fertigstellung der Gebäude so herzu-
stellen, dass Feuerwehr und Rettungsfahrzeuge ungehindert zu den einzel-
nen Gebäuden gelangen können. 

 
Denkmalpflege 
 
Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus denkmalrechtlicher Sicht grundsätz-
lich keine Bedenken. 
 
In dem gekennzeichneten Bereich sind derzeit keine Bau- oder Bodendenkmale im 
Sinne des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) ausgewiesen. 
Inwieweit archäologische Fundstücke / Bodendenkmale im Boden verborgen sind, 
kann im Voraus jedoch nicht geklärt werden. 
 
Auf die gesetzlichen Vorschriften zum Umgang mit etwaigen Bodenfunden wird im 
Bebauungsplan korrekt verwiesen. In diesem Zusammenhang bitte ich, die Ruf-
nummer der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Emsland wie folgt zu 
ergänzen: 
 
Tel.-Nr. der Unteren Denkmalschutzbehörde: (05931) 44 - 2173 oder (05931) 6605.  
 
 
 
 
 

 
 
Die nebengenannten Maßnahmen wurden bereits als Hinweis in die  
offengelegten Planunterlagen eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Rufnummer der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises 
Emsland wird in dem entsprechenden Hinweis redaktionell ergänzt. 
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2. Stellungnahme: Deutsche Telekom Technik GmbH, Osnabrück 
Datum: 26.04.2022 
 
Inhalt 
De Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigen-
tümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Tele-
kom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzuneh-
men und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der 
o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Die Telekom wird die Voraussetzungen zur Errichtung eigener TK-Linien im Bauge-
biet prüfen. Je nach Ausgang dieser Prüfung wird die Telekom eine Ausbauent-
scheidung treffen. Vor diesem Hintergrund behält sich die Telekom vor, bei einem 
bereits bestehenden oder geplanten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch einen 
anderen Anbieter auf die Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten. 
 
Wir bitten Sie. in den Hinweisen des Bebauungsplanes folgende Forderung ent-
sprechend § 77k Abs. 4 Telekommunikationsgesetz aufzunehmen: 
 
Neu errichtete Gebäude, die über Anschlüsse für Endnutzer von Telekommunikati-
onsdienstleistungen verfügen sollen, sind gebäudeintern bis zu den Netzabschluss-
punkten mit hochgeschwindigkeitsfähigen passiven Netzinfrastrukturen (Leerrohre, 
§3 Abs. 17b TKG) sowie einem Zugangspunkt zu diesen passiven gebäudeinternen 
Netzkomponenten auszustatten. 
 
Wir bitten Sie, Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungspl-
angebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH so früh wie möglich, mindestens 
drei Monate vor Baubeginn, schriftlich anzuzeigen und bitten Sie, uns zu der Bau-
besprechung mit den Versorgungsbetrieben einzuladen. 
 
Wir sind dann gerne bereit einen Mitarbeiter zu der Besprechung zu entsenden. 
 
 
Bei Planungsänderungen bitten wir uns erneut zu beteiligen. 
 

 
Entscheidungsvorschlag: 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
Der nebengennante Hinweis wird redaktionell in die Bauleitplanunterla-
gen eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die baulichen Maßnahmen werden rechtzeitig vor Baubeginn mit den 
Versorgungsunternehmen abgestimmt. Die Versorgungsträger werden 
vor Ort eingewiesen und erhalten anschließend ausreichend Zeit für die 
Einleitung aller erforderlichen Maßnahmen. 
Bestandspläne der Versorgungsunternehmen werden bei der Planung 
beachtet. 
 
 
Das Versorgungsunternehmen wird bei Planungsänderungen im Rah-
men der gesetzlichen Vorgaben beteiligt. 
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3. Stellungnahme: Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr, Bonn 
Datum: 24.03.2022 
 
Inhalt 
Durch die oben genannte und In den Unterlagen näher beschriebene Planung wer-
den Belange der Bundeswehr berührt, jedoch nicht beeinträchtigt. 
 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Pla-
nung seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 
 
Das Plangebiet befindet sich in der Nähe des Schießplatzes der WTD 91. Von dem 
dortigen Erprobungsbetrieb gehen nachteilige Immissionen, insbesondere Schieß-
lärm, auf das Plangebiet aus. Es handelt sich um eine bestandsgebundene Situati-
on mit ortsüblicher Vorbelastung, Für die in Kenntnis dieses Sachverhaltes errichte-
ten baulichen Anlagen können gegen die Betreiber dieses Platzes (WTD 91 Mep-
pen) keinerlei Abwehr- und Entschädigungsansprüche geltend gemacht werden. Es 
wird empfohlen, den Immissionen durch geeignete Gebäudeanordnung sowie durch 
bauliche Schallschutzmaßnahmen zu begegnen. 
 

 
Entscheidungsvorschlag: 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme.  
 
 
Zur Kenntnisnahme.  
 
 
Es wird redaktionell ein Hinweis auf die durch den Erprobungsbetrieb 
der der WTD 91 erzeugten Lärmemissionen in die Bauleitplanunterla-
gen eingestellt. 

 
4. Stellungnahme: Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie,  Hannover 
Datum: 09.05.2022 
 
Inhalt 
In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vorha-
ben folgende Hinweise: 
 
Hinweise 
 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hin-
weise und Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den 
NIBIS-Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhält-
nissen ersetzen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des 
Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische Bau-
grunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechni-

 
Entscheidungsvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme.  
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schen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der 
DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 
 
Ob im Vorhabensgebiet eine Erlaubnis gem. § 7 BBergG oder eine Bewilligung 
gem. § 8 BBergG erteilt und/oder ein Bergwerkseigentum gem. §§ 9 und 149 
BBergG verliehen bzw. aufrecht erhalten wurde, können Sie dem NIBIS-
Kartenserver entnehmen. Wir bitten Sie, den dort genannten Berechtigungsinhaber 
ggf. am Verfahren zu beteiligen. Rückfragen zu diesem Thema richten Sie bitte 
direkt an markscheiderei@lbeg.niedersachsen.de. 
Informationen über möglicherweise vorhandene Salzabbaugerechtigkeiten fin-
denSie unter 
www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Rechte. 
 
In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hin-
weise oder Anregungen. 
 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den 
raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu 
können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. 
Die verfügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch 
erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige 
nach weiteren Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Genehmigungen, Er-
laubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchungen. 
 

 
 
 
Zur Kenntnisnahme.  
Die Gemeinde wird die Belange des Bergwerkeigentums prüfen und 
sich ggflls. mit dem Berechtigungsinhaber abstimmen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme.  
 
 
Zur Kenntnisnahme.  

 
 
VERFAHRENSGANG:   Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Von der Öffentlichkeit wurden keine grundlegenden Bedenken oder Anregungen zur Planung vorgetragen. 
 
 
 
Aufgestellt: 
Papenburg, 10.05.2022 
Ing.-Büro W. Grote GmbH 


